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Nur BaFin stellt Insolvenzantrag (§ 312 VAG)

Anzeige statt Antrag (§ 311 VAG)



Zahlungsverbot 
nach § 314 

VAG
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Verbot einseitiger 
Leistungen ab 

Verfahrenseröffnung

Nur mit Zustimmung 
des 

Insolvenzverwalters



§ 315 VAG – 
Versicherungsforderungen
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Versicherungsforderung wird zur Insolvenzforderung

Keine Absonderung oder Aussonderung



Forderungsanmeldung 
(§ 174 InsO)
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Form, Frist, Begründung, Belege | 27.05.2025

Formular des Insolvenzverwalters nutzen (online)

www.element-insolvenz.de
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
Klauselersetzung in der Krankentagegeldversicherung:
Kein Anspruch bei fehlender unzumutbarer Härte für den Versicherer
BGH, Urteil vom 12.03.2025, IV ZR 32/24, juris
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
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BGH, Urteil vom 12.03.2025, IV ZR 32/24, juris



§ 164 VVG (Kapitel 5 Lebensversicherung)
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(1) 1Ist eine Bestimmung in Allgemeinen Versicherungsbedingungen des Versicherers 

durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch bestandskräftigen Verwaltungsakt für 

unwirksam erklärt worden, kann sie der Versicherer durch eine neue Regelung ersetzen, 

wenn dies zur Fortführung des Vertrags notwendig ist oder wenn das Festhalten an dem 

Vertrag ohne neue Regelung für eine Vertragspartei auch unter Berücksichtigung der 

Interessen der anderen Vertragspartei eine unzumutbare Härte darstellen würde. 2Die neue 

Regelung ist nur wirksam, wenn sie unter Wahrung des Vertragsziels die Belange der 

Versicherungsnehmer angemessen berücksichtigt.

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen, nachdem die neue Regelung und 

die hierfür maßgeblichen Gründe dem Versicherungsnehmer mitgeteilt worden sind, 
Vertragsbestandteil.



§ 203 VVG (Kapitel 8 Krankenversicherung)
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(3) Ist bei einer Krankenversicherung im Sinn des Absatzes 1 Satz 1 das ordentliche 
Kündigungsrecht des Versicherers gesetzlich oder vertraglich ausgeschlossen, ist der 
Versicherer bei einer nicht nur als vorübergehend anzusehenden Veränderung der 
Verhältnisse des Gesundheitswesens berechtigt, die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen und die Tarifbestimmungen den veränderten Verhältnissen 
anzupassen, wenn die Änderungen zur hinreichenden Wahrung der Belange der 
Versicherungsnehmer erforderlich erscheinen und ein unabhängiger Treuhänder die 
Voraussetzungen für die Änderungen überprüft und ihre Angemessenheit bestätigt hat.
(4) Ist eine Bestimmung in Allgemeinen Versicherungsbedingungen des Versicherers
durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch einen bestandskräftigen
Verwaltungsakt für unwirksam erklärt worden, ist § 164 anzuwenden.



Anpassungsrechte im VVG
"Das VVG enthält keine allgemeine Regelung, die den VR berechtigen würde, auf 
die Verwirklichung von Änderungsrisiken mit einer einseitigen Änderung des 
Vertragsinhalts zu reagieren. Lediglich für die Lebens-, Berufsunfähigkeits- und 
Krankenversicherung, die der VR grundsätzlich nicht ordentlich kündigen kann, gibt 
das VVG dem VR gesetzliche Anpassungsrechte (§§ 163, 164, 176, 203 VVG). Der VR 
soll bei diesen Versicherungsarten wegen der regelmäßigen Langfristigkeit der 
Versicherungsverträge und dem Ausschluss eines ordentlichen Kündigungsrechts 
kraft Gesetzes zur Anpassung befugt sein."

(Beckmann/Matusche-Beckmann VersR-HdB/Wandt, 4. Aufl. 2025, § 15. Rn. 14, 
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Speziell für den VVaG
§ 197 Abs. 3 VAG

(1) Eine Änderung der Satzung oder der allgemeinen Versicherungsbedingungen 
berührt ein bestehendes Versicherungsverhältnis nur, wenn der Versicherte der 
Änderung ausdrücklich zustimmt.

(2) Dies gilt nicht für solche Bestimmungen, für die die Satzung ausdrücklich 
vorsieht, dass sie auch mit Wirkung für die bestehenden Versicherungsverhältnisse 
geändert werden können. Eine Änderung der Satzung oder der allgemeinen 
Versicherungsbedingungen berührt ein bestehendes Versicherungsverhältnis nur, 
wenn der Versicherte der Änderung ausdrücklich zustimmt.

(2) Dies gilt nicht für solche Bestimmungen, für die die Satzung ausdrücklich 
vorsieht, dass sie auch mit Wirkung für die bestehenden Versicherungsverhältnisse 
geändert werden können.
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§ 40 VVG Kündigung bei Prämienerhöhung

(1) 1Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel die Prämie, ohne 
dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, kündigen. 2Der Versicherer hat 
den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 3Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen 
Monat vor dem Wirksamwerden der Erhöhung der Prämie zugehen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Versicherer auf Grund einer
Anpassungsklausel den Umfang des Versicherungsschutzes vermindert, ohne die
Prämie entsprechend herabzusetzen.
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sonst außerhalb der Lebens-, Berufsunfähigkeits- und 
Krankenversicherung

Prämien- und Bedingungsänderungs- bzw. 
Anpassungsklauseln
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0 AGB-KontrolleVertragsfreiheit

Bei Unwirksamkeit der Klausel, Anwendung der gesetzlichen Regelung (§ 306 
Abs. 2 BGB) - sonst ergänzende Vertragsauslegung – Ausnahme § 306 Abs. 3 
BGB -



Prüfung von Änderungsklauseln in Versicherungsverträgen
"Nach den maßgebenden AGB-rechtlichen Vorschriften §§ 307, 308 Nr. 4 BGB ist 

durch eine umfassende Interessenabwägung zu ermitteln, ob eine 
Änderungsklausel die Kunden unangemessen benachteiligt bzw. ob die 
Vereinbarung unter Berücksichtigung der Interessen des Verwenders für den 
anderen Vertragsteil zumutbar ist."

Beckmann/Matusche-Beckmann VersR-HdB/Wandt, 4. Aufl. 2025, § 15. Rn. 71

"Das AGB-Recht sieht grundsätzlich einen generellen Prüfungsmaßstab und eine 
typisierende Betrachtung vor. Der Bezugspunkt der typisierenden Betrachtung 
ist die jeweilige Vertragsart mit ihren Besonderheiten."

(Beckmann/Matusche-Beckmann VersR-HdB/Wandt, 4. Aufl. 2025, § 15. Rn. 74)
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Bedingungsänderungen
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0

- Verlängerungsklausel mit

Änderung

- Änderungsklausel während

     der Laufzeit

Änderungskündigung 
des VR

"Die bloße Möglichkeit des VN, sich durch Kündigung oder Widerspruch – abhängig von der Ausgestaltung der 
Klausel über einseitige Vertragsänderungsbefugnis des Versicherers – der Vertragsänderung entziehen zu können, 
begründet weder die Wirksamkeit einer Änderungsklausel noch führt sie umgekehrt ohne weiteres stets zur 
Unwirksamkeit einer Änderungsklausel. Es bedarf vielmehr stets einer umfassenden Gesamtabwägung."
(Beckmann/Matusche-Beckmann VersR-HdB/Wandt, 4. Aufl. 2025, § 15. Rn. 869 



Inhaltskontrolle
"Nach dem Transparenzgebot ist der AVB-Verwender entsprechend den 

Grundsätzen von Treu und Glauben gehalten, bereits in der 
Anpassungs- bzw. Änderungsklausel die Rechte und Pflichten seines 
Vertragspartners möglichst klar und durchschaubar darzustellen. 
Deshalb muss die Klausel nicht nur materielle, sondern auch formelle 
Änderungsvoraussetzungen grundsätzlich selbst benennen."

Beckmann/Matusche-Beckmann VersR-HdB/Wandt, 4. Aufl. 2025, § 15. 
Rn. 89
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Grundsatzurteil BGH zu § 10 ARB 1994

BGH Urt. V. 17.03.1999 – IV ZR 218/97 – BGHZ 141, 153

Leitsatz
Die Bedingungsanpassungsklausel des ARB 94 § 10 Abschn A (juris: ARB) ist 

unwirksam.

§ 10. Bedingungs- und Beitragsanpassung. A. Bedingungsanpassung. (1) Der 
Versicherer ist berechtigt,

-bei Änderung von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen des 
Versicherungsvertrags beruhen,

-bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden Änderungen der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung, der Verwaltungspraxis des 
Bundesaufsichtsamts für das Versicherungswesen oder der Kartellbehörden,
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Grundsatzurteil BGH zu § 10 ARB 1994
-im Fall der Unwirksamkeit von Bedingungen sowie

-zur Abwendung einer kartell- oder aufsichtsbehördlichen Beanstandung

einzelne Bedingungen mit Wirkung für bestehende Verträge zu ergänzen 
oder zu ersetzen. Die neuen Bedingungen sollen den ersetzten 
rechtlich und wirtschaftlich weitestgehend entsprechen. Sie dürfen die 
Versicherten auch unter Berücksichtigung der bisherigen Auslegung in 
rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht nicht unzumutbar 
benachteiligen.
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Grundsatzurteil BGH zu § 10 ARB 1994
§ 10. Bedingungs- und Beitragsanpassung. A. Bedingungsanpassung. (1) Der Versicherer 

ist berechtigt,

Fortsetzung

(2) Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer 
schriftlich bekanntgegeben und erläutert. Sie gelten als genehmigt, 
wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich widerspricht. Hierauf wird er bei der 
Bekanntgabe besonders hingewiesen. Zur Fristwahrung ist die 
Absendung ausreichend. Bei fristgerechtem Widerspruch laufen die 
Verträge mit den ursprünglichen Bedingungen weiter.

(3) Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versicherer den 
Wortlaut von Bedingungen ändern, wenn diese Anpassung vom 
bisherigen Bedingungstext gedeckt ist und den objektiven Willen sowie 
die Interessen beider Parteien berücksichtigt. Das Verfahren nach Abs. 
2 ist zu beachten.
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Ergänzende Vertragsauslegung bei unwirksamer AGB
BGH Urteil vom 01.02.1984 - VIII ZR 54/83, NJW 1984, 1177

1. Die Lücke in einem Vertrag, die durch die Unwirksamkeit einer Klausel 
in AGB entsteht, kann im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung 
geschlossen werden, wenn konkrete gesetzliche Regelungen zur 
Ausfüllung der Lücke nicht zur Verfügung stehen und die ersatzlose 
Streichung der unwirksamen Klausel nicht zu einer angemessenen, den 
typischen Interessen des Klausel-Verwenders und des Kunden 
Rechnung tragenden Lösung führt.

, 
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris,
Der Vertrag des VN enthielt ursprünglich folgende  Klausel:
§ 4 MB/KT lautete auszugsweise:

"Umfang der Leistungspflicht

…

(2) Das Krankentagegeld darf zusammen mit sonstigen Krankentage- und Krankengeldern das auf den Kalendertag 
umgerechnete, aus der beruflichen Tätigkeit herrührende Nettoeinkommen nicht übersteigen. Maßgebend für die 
Berechnung des Nettoeinkommens ist der Durchschnittsverdienst der letzten 12 Monate vor Antragstellung bzw. 
vor Eintritt der Arbeitsunfähigkeit, sofern der Tarif keinen anderen Zeitraum vorsieht.

(3) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer unverzüglich eine nicht nur vorübergehende 
Minderung des aus der Berufstätigkeit herrührenden Nettoeinkommens mitzuteilen.

(4) Erlangt der Versicherer davon Kenntnis, dass das Nettoeinkommen der versicherten Person unter die Höhe des 
dem Vertrag zugrunde gelegten Einkommens gesunken ist, so kann er ohne Unterschied, ob der Versicherungsfall 
bereits eingetreten ist oder nicht, das Krankentagegeld und den Beitrag mit Wirkung vom Beginn des zweiten 
Monats nach Kenntnis entsprechend dem geminderten Nettoeinkommen herabsetzen. Bis zum Zeitpunkt der 
Herabsetzung wird die Leistungspflicht im bisherigen Umfang für eine bereits eingetretene Arbeitsunfähigkeit nicht 
berührt."
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Krankentagegeldversicherung Anpassung

BGH, Urteil vom 6. Juli 2016 – IV ZR 44/15 –, BGHZ 211, 51-66KT 2009

Die Regelung über die Herabsetzung des Krankentagegeldes und des 

Versicherungsbeitrages in § 4 Abs. 4 der Musterbedingungen für die 

Krankentagegeldversicherung 2009 ist wegen Intransparenz unwirksam
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Krankentagegeldversicherung Anpassung

BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, Sachverhalt:

Der Kläger nimmt die Beklagte aus einer Krankentagegeldversicherung in Anspruch. 

Er unterhielt bei der Beklagten seit Februar 2017 eine solche Versicherung, die sich 

aus mehreren Tarifbausteinen zusammensetzte und aus der sich jedenfalls ab dem 

22. Tag der Arbeitsunfähigkeit ein Krankentagegeldsatz von insgesamt 204,52 € 

ergab. Der Kläger unterhielt ferner bei einem anderen Versicherer eine weitere 

Krankentagegeldversicherung über einen Tagessatz von 51,13 €.
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Krankentagegeldversicherung Anpassung

BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, Sachverhalt (Fortsetzung):

Mit Schreiben vom 11. März 2020 teilte die Beklagte dem Kläger mit, sein Nettoeinkommen sei niedriger als der 
versicherte Tagessatz, und erklärte ab dem 1. Mai 2020 die Herabsetzung des Tagessatzes auf 175 € nebst 
entsprechender Reduzierung des hierfür geschuldeten Beitrages. Seit dem 1. Mai 2020 zahlte die Beklagte dem 
Kläger, der bereits vor dem 1. Mai 2020 aufgrund einer bedingungsgemäßen Arbeitsunfähigkeit von der Beklagten 
Krankentagegeld bezogen hatte, für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit bis zum 17. März 2021 nur noch den reduzierten 
Tagessatz aus.

Mit seiner Klage begehrt der Kläger - soweit für die Revision noch von Interesse - die Feststellung, dass seine 
Krankentagegeldversicherung über den 1. Mai 2020 hinaus mit dem ursprünglich vereinbarten Tagessatz fortbesteht 
und die Beklagte nicht berechtigt ist, das Krankentagegeld einseitig herabzusetzen. Ferner verlangt er von der 
Beklagten für den Zeitraum vom 1. Mai 2020 bis zum 17. März 2021 die Zahlung des sich aus der Herabsetzung 
ergebenden Differenzbetrages von 9.446,40 € (= 320 Tage x 29,52 €) nebst Zinsen sowie die Freistellung von 
außergerichtlichen Rechtsanwaltskosten.

LG Köln Stattgabe, OLG  Köln Klageabweisung, BGH Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 13:

Das Berufungsgericht hat indessen rechtsfehlerhaft nicht berücksichtigt, 
dass eine Klauselersetzung auf der Grundlage von §§ 203 Abs. 4, 164 
Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 VVG nur dann notwendig zur Vertragsfortführung ist, 
wenn - insoweit ergänzend zu der oben beschriebenen 
Grundvoraussetzung, dass infolge der Unwirksamkeit einer Klausel eine 
vertragliche Regelungslücke entstanden sein muss - hinsichtlich der durch 
die Unwirksamkeit der betreffenden Klausel entstandenen Vertragslücke 
die Voraussetzungen gegeben sind, die vorliegen müssen, damit eine 
ergänzende Vertragsauslegung in Betracht kommt.
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 14:

Eine ergänzende Vertragsauslegung in vorformulierten Versicherungsverträgen setzt nach 
ständiger Rechtsprechung des Senats jedenfalls voraus, dass keine dispositiven 
Gesetzesbestimmungen zur Füllung der entstandenen Lücke zur Verfügung stehen und es 
dem Versicherer gemäß § 306 Abs. 3 BGB ohne ergänzende Vertragsauslegung unzumutbar 
ist, an dem lückenhaften Vertrag festgehalten zu werden (vgl. Senatsurteile vom 18. 
Dezember 2024 - IV ZR 151/23, DB 2025, 316 Rn. 35; vom 6. Juli 2016 - IV ZR 44/15, BGHZ 
211, 51 Rn. 47 m.w.N.; vgl. auch Senatsurteil vom 27. September 2017 - IV ZR 251/15, 
juris Rn. 28; st. Senatsrspr.). Diese beiden Voraussetzungen müssen deshalb auch mit Blick 
auf die durch die für unwirksam erklärte Klausel entstandene Regelungslücke vorliegen, die 
auf der Grundlage von §§ 203 Abs. 4, 164 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 VVG gefüllt werden soll ..
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 15:

b) Liegen danach die Voraussetzungen für eine ergänzende Vertragsauslegung in 
Bezug auf die entstandene Regelungslücke nicht vor, so fehlt es bereits an der 
Notwendigkeit zur Vertragsfortführung im Sinne der neugefassten Vorschrift 
in § 164 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 VVG.

Rn. 19:

bb) Ein derart eingeschränktes Verständnis der Voraussetzungen 
des Klauselersetzungsrechts in §§ 203 Abs. 4, 164 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 
VVG stellt zudem sicher, dass die sich nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs aus Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 93/13/EWG für die Ergänzung 
von Regelungslücken ergebenden Beschränkungen Beachtung finden.
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 20 

(1) Der Gerichtshof betont in seiner jüngeren Rechtsprechung das sich aus Art. 6 
Abs. 1 RL 93/13/EWG ergebende Gebot, dass ein Vertrag, in dem eine Klausel 
aufgrund ihrer Missbräuchlichkeit für unanwendbar erklärt wurde, grundsätzlich 
unverändert - abgesehen von der Änderung, die sich aus der Streichung der 
missbräuchlichen Klausel ergibt - fortbestehen muss, soweit dies nach den 
Vorschriften des innerstaatlichen Rechts möglich ist (EuGH, Urteil vom 16. März 
2023, M.B. u.a., C-6/22, EU:C:2023:216 = DZWir 2023, 406 Rn. 52 m.w.N.).
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 21 

Dieser Rechtsprechung des Gerichtshofs lässt sich jedenfalls entnehmen, dass die 
Schließung von Regelungslücken, die durch die Unwirksamkeit missbräuchlicher 
Vertragsklauseln in einem Verbrauchervertrag entstanden sind, im 
Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 1RL 93/13/EWG nicht einschränkungslos 
möglich ist, sondern grundsätzlich erst dann in Betracht kommen soll, wenn der 
in Rede stehende Vertrag ohne die betreffende Klausel unwirksam wäre und der 
Verbraucher dadurch besondere Nachteile erlitte
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 21

Ergänzende Vertragsauslegung

kommt eine solche deshalb im Anwendungsbereich von Art. 6 Abs. 1 RL 93/13/EWG jedenfalls erst dann in Betracht, 

wenn der Vertrag ohne die unwirksame Klausel entweder zu einer unzumutbaren Härte im Sinne des § 306 Abs. 3 

BGB für einen der Vertragspartner führt oder gar gänzlich undurchführbar wird (vgl. BGH, Urteile vom 1. Juni 2022 aaO 

Rn. 49; vom 6. Oktober 2021 aaO Rn. 55). Diese Einschränkungen müssen indessen - ungeachtet der Frage, ob ein 

solches Recht deshalb schon allgemein mit Art. 6 Abs. 1RL 93/13/EWG unvereinbar …. - erst recht dort Beachtung 

finden, wo der Verwender einer unwirksamen Klausel selbst zu einer für den Verbraucher verbindlichen, einseitigen 

Ergänzung des Vertrages befugt wird. Ein dem Verwender eingeräumtes Klauselersetzungsrecht kann nicht bereits 

unterhalb derjenigen Schwelle eingreifen, die erreicht werden muss, um einem Gericht im Anwendungsbereich von 

Art. 6 Abs. 1RL 93/13/EWG die ergänzende Vertragsauslegung zu ermöglichen. Ein in dieser Hinsicht in seinem 

Anwendungsbereich unbeschränktes Klauselersetzungsrecht liefe vielmehr darauf hinaus, den Versicherer in einer dem 

sich aus Art. 6 Abs. 1 RL 93/13/EWG ergebenden Richtlinienziel widersprechenden Art und Weise vom Risiko der 

Klauselunwirksamkeit zu entlasten
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 25 

Allerdings ist die Frage umstritten, ob der Krankentagegeldversicherer berechtigt 
ist, die für unwirksam erklärte Regelung in § 4 Abs. 4 MB/KT 2009 auf der 
Grundlage von §§ 203 Abs. 4, 164 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 VVG zu ersetzen. Der 
Senat hat die maßgebliche Frage, ob es dem Versicherer zumutbar ist, an einem 
infolge des Wegfalls von § 4 Abs. 4 MB/KT 2009 lückenhaft gewordenen Vertrag 
festgehalten zu werden, bislang offengelassen (vgl. Senatsurteil vom 6. Juli 2016 
- IV ZR 44/15, BGHZ 211, 51 Rn. 48). Überwiegend wird vertreten, der 
Krankentagegeldversicherer sei zur Ersetzung der Regelung des § 4 Abs. 4 
MB/KT 2009 berechtigt (OLG Köln r+s 2022, 580 Rn. 37; OLG Düsseldorf r+s 
2020, 464 [juris Rn. 51 f.]; Hütt in Bach/Moser, Private Krankenversicherung 6. 
Aufl. § 4 MB/KT Rn. 11; Sauer, VersR 2016, 1160, 1162).
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 26

Für den Krankentagegeldversicherer stellt es keine unzumutbare Härte dar, an einem infolge der 
Unwirksamkeit von § 4 Abs. 4 MB/KT 2009 lückenhaft gewordenen Vertrag festgehalten zu werden.

Rnr 27

aa) Ob eine unzumutbare Härte vorliegt, ist im Wege der Interessenabwägung zu ermitteln. Zu 

berücksichtigen ist nicht nur die nachteilige Veränderung der Austauschbedingungen für den 

Verwender der Allgemeinen Geschäftsbedingung, sondern auch das berechtigte Interesse des 

anderen Teils an der Aufrechterhaltung des Vertrages. Unzumutbar kann das Festhalten am Vertrag 

dann sein, wenn infolge der Unwirksamkeit einer Klausel das Vertragsgleichgewicht grundlegend 

gestört ist. Allerdings genügt nicht schon jeder wirtschaftliche Nachteil des Verwenders, sondern es 

ist eine einschneidende Störung des Äquivalenzverhältnisses erforderlich, die ein Festhalten am 

Vertrag für den Verwender unzumutbar macht (vgl. Senatsurteil vom 12. Oktober 2011 - IV ZR 

199/10, BGHZ 191, 159 Rn .51 m.w.N.).
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 29 f.:

(1) Eine einschneidende Störung des Äquivalenzverhältnisses ergibt sich nicht daraus, dass 
der Wegfall von § 4 Abs. 4 MB/KT 2009 im laufenden Versicherungsvertrag dazu führen 
kann, dass die versprochene Versicherungsleistung das tatsächliche Nettoeinkommen 
des Versicherungsnehmers übersteigt.

(aa) Diese potentielle Inkongruenz zwischen der Höhe der Versicherungsleistung auf der 
einen und dem aufseiten des Versicherungsnehmers tatsächlich bestehenden Risiko auf 
der anderen Seite geht auf die Ausgestaltung der Krankentagegeldversicherung als 
Summenversicherung zurück. Einer als Summenversicherung ausgestalteten 
Krankentagegeldversicherung ist es immanent, dass die Versicherungsleistung von dem 
versicherten Risiko abweichen und deshalb höher, aber auch niedriger als der tatsächliche 
Durchschnittsverdienst des Versicherungsnehmers ausfallen …
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 30:

Eine strenge Begrenzung der Versicherungsleistung auf den tatsächlichen Verdienst des 
Versicherungsnehmers hätte die Beklagte durch die ihr freistehende Ausgestaltung der Versicherung als auf 
die Deckung eines konkreten Schadens gerichtete Schadensversicherung (vgl. Senatsurteil vom 4. Juli 2001 
aaO Rn. 25) erreichen können. Mit der Entscheidung, die Versicherung als Summenversicherung 
auszugestalten, nimmt der Versicherer die Entstehung von Inkongruenzen zwischen Versicherungsleistung 
und tatsächlichem Nettoeinkommen in Kauf. Der Umstand, dass es infolge der von dem Versicherer zu 
verantwortenden Unwirksamkeit der Klausel, die ihn zur Herabsetzung der Versicherungsleistung 
berechtigen soll, im laufenden Versicherungsverhältnis nachträglich zu einer Abweichung von 
Nettoeinkommen und Versicherungsleistung kommen kann, kann vor diesem Hintergrund eine unzumutbare 
Härte nicht begründen, zumal das Verhältnis zwischen der Versicherungsleistung und der von dem 
Versicherungsnehmer hierfür zu entrichtenden Prämie durch den Wegfall der Klausel unangetastet bleibt
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rnr. 31

Zu berücksichtigen ist bei der Abwägung ferner, dass die Vertragsparteien die 
Inkongruenz zwischen Nettoeinkommen und Versicherungsleistung teilweise selbst als 
zumutbar bewerten, nämlich für den umgekehrten Fall, in dem bei gestiegenem 
Nettoeinkommen des Versicherungsnehmers die Versicherungsleistung das zu 
versichernde Risiko unterschreitet. Abseits des in § 4 Abs. 4a AVB geregelten 
Anwartschaftsrechts (welches nur eingreift, wenn die Versicherungsleistung zuvor 
herabgesetzt worden ist) besteht - vorbehaltlich einer einvernehmlichen 
Vertragsänderung - keine Möglichkeit für den Versicherungsnehmer, eine zu seinen 
Lasten entstandene Inkongruenz zwischen Versicherungsleistung und Risiko aufzulösen; 
ihm wird diese für den Fall eines zwischenzeitlich gestiegenen Nettoeinkommens 
vielmehr zugemutet.
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rnr. 32

(2) Ferner ist es zwar zutreffend, dass der ersatzlose Wegfall der Regelung in § 4 Abs. 4 MB/KT 
2009 in den Fällen, in denen es tatsächlich zu einem dauerhaften Absinken des Nettoeinkommens 
des Versicherungsnehmers unter den versicherten Tagessatz kommt, zu einer Erhöhung des 
subjektiven Risikos führen kann. Dies liegt darin begründet, dass das Risiko einer 
ungerechtfertigten Inanspruchnahme des Versicherers erhöht sein kann, wenn das Einkommen, 
welches der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall aus der Versicherung erzielen kann, höher 
liegt als seine regulären Einkünfte und mithin eine Überversicherung gegeben ist (vgl. OLG Köln 
r+s 2022, 580 Rn. 37). Dieser Erhöhung des subjektiven Risikos will die weggefallene Vorschrift 
gerade vorbeugen(…. Der insoweit mit der Regelung in § 4 Abs. 4 MB/KT 2009 verfolgte Zweck 
beruht zwar auf einem anerkennenswerten Interesse der Beklagten, wiegt aber nicht so schwer, 
dass durch den nachträglichen Wegfall der Regelung in § 4 Abs. 4 MB/KT 2009 eine unzumutbare 
Härte für die Beklagte begründet wird 
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Krankentagegeldversicherung Anpassung
BGH, Urteil vom 12. März 2025 – IV ZR 32/24 –, juris, aus den Gründen:

Rn. 42

Ergänzende Vertragsauslegung

3. Eine ergänzende Auslegung des Vertrages, die zu einer Begrenzung des klägerischen Anspruchs 

auf einen seinem tatsächlichen Nettoeinkommen entsprechenden Tagessatz oder zu einer 

sonstigen Befugnis des Versicherers führte, die Versicherungssumme herabzusetzen, kommt aus 

den gleichen Gründen nicht in Betracht, die - wie ausgeführt - einem Klauselersetzungsrecht des 

Versicherers aus §§ 203 Abs. 4, 164 Abs. 1 Satz 1 VVG entgegenstehen: es fehlt an einer 

unzumutbaren Härte für eine der Vertragsparteien.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, juris
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23
Aus dem Sachverhalt:
Die Parteien streiten über die Wirksamkeit von Beitragserhöhungen in der privaten 
Krankenversicherung der Klägerin. Die Klägerin unterhielt bei der Beklagten bis zum 31. 
Dezember 2015 eine Krankenversicherung unter anderem in den Tarifen B nebst 
gesetzlichem Beitragszuschlag und T . Die Beklagte informierte sie über 
Prämienerhöhungen im Tarif B nebst gesetzlichem Beitragszuschlag zum 1. Januar 2010 
um 52,07 Januar 2011 um 41,96 und zum 1. April 2013 um 35,49 im Tarif T zum 1. 
Januar2010 um 9,41 April 2013 um 10,00 April 2014 um 4,13 April 2015 um 12,73 . Die 
Klägerin hält die Beitragserhöhungen für unrechtmäßig. Mit Anwaltsschreiben vom 
April 2018 forderte sie die Beklagte unter anderem zur Rückzahlung der auf diese 
Beitragsanpassungen gezahlten Prämienanteile einschließlich daraus gezogener 
Nutzungen auf. Die Beklagte wies die Ansprüche zurück.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, Sachverhalt Fortsetzung
Mit ihrer am 14. November 2018 bei Gericht eingegangenen Klage hat die Klägerin 
- soweit für die Revision noch von Interesse - die Rückzahlung der auf die 
Beitragserhöhungen gezahlten Prämienanteile in Höhe von 9.390,18 ab dem 1. Mai 
2018 und die Feststellung verlangt, dass die Beklagte zur Herausgabe der 
Nutzungen, die sie vor dem 1. Mai 2018 aus diesem Betrag gezogen hat, 
verpflichtet ist. Das Landgericht hat die Beklagte insoweit antragsgemäß verurteilt. 
Auf die Berufung der Beklagten hat das Oberlandesgericht dieses Urteil abgeändert 
und die Beklagte unter Abweisung der Klage im Übrigen zur Zahlung von 2.106,69 
nebst Zinsen verurteilt und festgestellt, dass die Beklagte zur Herausgabe der 
Nutzungen verpflichtet ist, die sie in der Zeit vom 1. Januar 2015 bis zum 30. April 
2018 aus dem Zahlbetrag gezogen hat. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihr 
genanntes Klagebegehren weiter, soweit diesem nicht bereits stattgegeben wurde.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 4 ff.
Die statthafte und auch im Übrigen unbeschränkt zulässige Revision

hat keinen Erfolg.

Nach Ansicht des Berufungsgerichts … waren sämtliche 
streitgegenständlichen Beitragsanpassungen nach Maßgabe des § 203 Abs. 5 
VVG unwirksam. Resultierende Rückforderungsansprüche nach § 812 Abs. 
1 Satz 1 Alt. 1 BGB bzw. denkbare Ansprüche aus § 280 Abs. 1 BGB 
seien jedoch bei Klageerhebung im Jahr 2018 bereits verjährt gewesen, 
soweit sie im Jahr 2014 oder früher entstanden seien. Die regelmäßige 
dreijährige Verjährungsfrist habe jeweils mit dem Schluss des Jahres 
begonnen, in dem die Prämienanteile gezahlt worden seien.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 4 ff.
Der Versicherungsnehmer habe mit Zugang der Änderungsmitteilung Kenntnis 
von den anspruchsbegründenden Umständen und der Person des Schuldners. 
Für Ansprüche aus § 280 Abs. 1 BGB laufe keine gesonderte Verjährungsfrist, da 
die maßgebliche Pflichtverletzung der Beklagten, auf die sich die Klägerin auch 
bereits bei Klageerhebung gestützt habe, in dem 
unwirksamen Prämienerhöhungsverlangen und den laufenden unberechtigten 
Einziehungen der erhöhten Beträge liege. Diese verursachenden materiellen 
Fehler bei der Berechnung bzw. Neufestsetzung der Prämie begründeten keine 
eigenständigen Pflichtverletzungen, die eigene Verjährungsfristen in Gang 
setzten.

=> dies hält einer rechtlichen Prüfung durch den BGH stand
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 8.
Das Berufungsgericht hat rechtsfehlerfrei entschieden, dass 
für Bereicherungsansprüche aus § 812 Abs. 1 BGB wegen rechtsgrundloser Zahlung 
von Erhöhungsbeträgen Verjährung eingetreten ist und die Beklagte die Leistung 
daher verweigern kann (§ 214 Abs. 1 BGB). Die regelmäßige dreijährige 
Verjährungsfrist (§ 195 BGB) begann jeweils mit dem Schluss des Jahres zu laufen, 
in dem die Prämienanteile gezahlt wurden, da die Klägerin ab dem 
vorangegangenen Zugang der Mitteilung über die Prämienanpassungen die nach § 
199 Abs. 1 Nr. 2 BGB erforderliche Kenntnis von den anspruchsbegründenden 
Umständen und der Person des Schuldners hatte. Die Frist für hier noch in Rede 
stehenden Zahlungen lief damit spätestens mit dem Ende des Jahres 2017 ab.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 9.
Der Versicherungsnehmer erlangt bei einem Anspruch auf Rückzahlung von 
Versicherungsbeiträgen aufgrund einer unwirksamen Prämienanpassung die 
für den Beginn der Verjährungsfrist erforderliche Kenntnis vom Fehlen des 
Rechtsgrundes mit Erhalt der seiner Ansicht nach formal unzureichenden 
Änderungsmitteilung (Senatsbeschlüsse vom 25. Oktober 2023 - IV ZR 330/22, 
r+s 2024, 162 Rn. 12; IV ZR 310/22, juris Rn. 12; vgl. Senatsurteil vom 17. 
November 2021 - IV ZR 113/20, BGHZ 232, 31 Rn. 42). Die erforderliche 
Kenntnis von anspruchsbegründenden Umständen liegt im Allgemeinen vor, 
wenn dem Gläubiger die Erhebung einer Klageerhebung bereits ab Mitteilung 
der Prämienanpassungen - und Zahlung des ersten Erhöhungsbetrages - 
möglich gewesen. 
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 9
Nicht der Versicherungsnehmer, sondern der Versicherer trägt die 
Darlegungs- und Beweislast für die Voraussetzungen einer im Zuge einer 
Prämienanpassung auf der Grundlage von § 203 Abs. 2 VVG erhöhten Prämie, 
und zwar grundsätzlich auch dann, wenn der Versicherungsnehmer einen 
bereicherungsrechtlichen Rückforderungsanspruch geltend macht (vgl. 
Senatsurteile vom 20. März 2024 - IV ZR 68/22, BGHZ 240, 95 Rn. 63; vom 22. 
Juni 2022 - IV ZR 193/20, r+s 2022, 462 Rn. 51). Dies beruht auf dem 
ungeschriebenen Grundprinzip der Beweislastverteilung im Zivilprozess, 
dass jede Partei die tatsächlichen Voraussetzungen der ihr günstigen 
Normen - ungeachtet der konkreten Parteirolle - darlegen und beweisen 
muss (vgl. Senatsurteil vom 20. März 2024 aaO Rn. 68 m.w.N.).
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 10
Die Erhebung einer auf die formelle Unwirksamkeit einer 
Prämienanpassung gestützten Klage ist auch nicht unzumutbar, wenn der 
Versicherungsnehmer bereits vor einer höchstrichterlichen Entscheidung 
zu den Anforderungen, die an die nach § 203 Abs. 5 VVG 
mitzuteilenden Gründe einer Prämienanpassung zu stellen sind, seine 
Ansprüche gegen den Versicherer geltend gemacht und Klage erhoben hat 
(vgl. Senatsurteil vom 17. November 2021 - IV ZR 113/20, BGHZ 232, 31 Rn. 
45; Senatsbeschlüsse vom 25. Oktober 2023 - IV ZR 330/22, r+s 2024, 162 
Rn. 12; IV ZR 310/22, juris Rn. 12); das war hier der Fall.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

Der BGH hat nicht erwogen, ob wegen unklarer Rechtslage und fehlender 
höchstrichterlicher Rechtsprechung  die Erhebung einer Klage vorher nicht 
zugemutet werden konnte oder inwieweit es deswegen an einer Kenntnis bzw. 
grob fahrlässigen Unkenntnis von den anspruchsbegründenden Tatsachen 
fehlt.
BGH, Urteil vom 7. Dezember 2010 – XI ZR 348/09 –, juris

2. Ein unsichere oder zweifelhafte Rechtslage hinsichtlich der in Rede 
stehenden Bereicherungsansprüche, die auch eine Feststellungsklage 
unzumutbar gemacht und den Verjährungsbeginn ausgeschlossen hätte, 
bestand nicht. Hierfür genügt es nicht, wenn noch keine höchstrichterliche 
Entscheidung einer bestimmten Frage vorliegt. Vielmehr ist dafür ein 
ernsthafter Meinungsstreit in Rechtsprechung und Schrifttum erforderlich.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer Prämienerhöhungen in der PKV

Grundsätzlich führt nicht jede unklare Rechtslage dazu, dass die 
Verjährungsfrist nicht beginnt, siehe z.B. OLG Frankfurt, Urteil vom 25. Juli 2019 – 
1 U 169/18 –, juris Rn. 25
Denn dies ist entgegen der Auffassung der Kläger nicht erst dann gegeben, 
wenn die Klärung einer streitigen Rechtsfrage durch den Bundesgerichtshof 
herbeigeführt ist, sondern auch dann, wenn eine Klageerhebung - 
gegebenenfalls gestützt auf Literaturmeinungen und einzelne 
Gerichtsentscheidungen - hinreichend erfolgversprechend erscheint, wobei 
dies nicht risikolos möglich sein muss.
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer 
Prämienerhöhungen in der PKV
BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 11

Die Verjährungsfrist lief auch unabhängig davon ab, dass die Klägerin ihren 
Bereicherungsanspruch zusätzlich auf eine materielle Unwirksamkeit der 
Prämienanpassung gestützt hat. Eine erneute Kenntnisnahme vom Fehlen des 
Rechtsgrundes für die Zahlung der Erhöhungsbeträge aus dem weiteren Grund 
einer materiellen Unwirksamkeit der Beitragserhöhungen setzt keine neue 
Verjährungsfrist in Gang (vgl. Senatsurteil vom 17. November 2021 - IV ZR 
113/20, BGHZ 232, 31 Rn. 47; Senatsbeschlüsse vom 25. Oktober 2023 - IV ZR 
330/22, r+s 2024, 162 Rn. 12; IV ZR 310/20, juris Rn. 12). 

5/13/2025 Versicherungsrecht Aktuell | 2. Quartal 2025 51



Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer 
Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 12 f.
Weiter zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen, dass auch etwaige auf 
Rückzahlung der Erhöhungsbeträge gerichtete Schadensersatzansprüche aus § 280 Abs. 1 
BGB verjährt waren.

a) Eine zum Schadensersatz verpflichtende Pflichtverletzung liegt in der unberechtigten 
Geltendmachung der nicht geschuldeten Erhöhungsbeträge aus der unwirksamen 
Prämienanpassung bei der Beitragsabrechnung des Versicherers (vgl. Senatsurteil vom 9. 
Februar 2022 - IV ZR 259/20, juris Rn. 19; Senatsbeschlüsse vom 25. Oktober 2023 - IV ZR 
330/22, r+s 2024, 162 Rn. 14; IV ZR 310/22, juris Rn. 16). Eine Vertragspartei, die von der 
anderen Vertragspartei etwas verlangt, das ihr nach dem Vertrag nicht geschuldet ist, 
verletzt ihre Pflicht zur Rücksichtnahme nach § 241 Abs. 2 BGB. Wenn ein Partner eines 
gegenseitigen Vertrags aus diesem Vertrag Ansprüche gegen den anderen Partner 
ableitet, die ihm nicht zustehen, kommt daher ein Anspruch aus der Verletzung 
vertraglicher Pflichten aus § 280 Abs. 1 BGB in Betracht 
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Verjährung von Rückforderungsansprüchen wegen unwirksamer 
Prämienerhöhungen in der PKV

BGH, Urteil vom 29.01.2025, IV ZR 221/23, aus den Gründen, Rn. 14 :
Die nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB erforderliche Kenntnis der anspruchsbegründenden Umstände 
hatte die Klägerin auch insoweit aufgrund des vorangegangenen Erhalts der entsprechenden 
Mitteilung der Prämienanpassungen bereits zum Zeitpunkt der Zahlung der jeweiligen 
Erhöhungsbeträge. Das gilt sowohl, soweit eine Pflichtverletzung der Beklagten in der 
Geltendmachung der erhöhten Prämien trotz formeller Unwirksamkeit der Prämienanpassung 
wegen unzureichender Begründung liegt (vgl. Senatsbeschluss vom 25. Oktober 2023 - IV ZR 
330/22, r+s 2024, 162 Rn. 15), als auch für den Fall einer materiell unwirksamen 
Prämienanpassung (vgl. Senatsbeschluss vom 25. Oktober 2023 aaO Rn. 16). Eine Kenntnis 
des Versicherungsnehmers im Sinne von § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB vom Fehlen der 
Voraussetzungen der geltend gemachten Prämienerhöhung ist für den Verjährungsbeginn 
auch für einen Schadensersatzanspruch nicht erforderlich, da nicht ihn die Darlegungs- 
und Beweislast für deren Nicht-Vorliegen trifft, sondern - nach den oben genannten 
allgemeinen Beweislastgrundsätzen - den Versicherer diejenige für ihr Vorliegen ..
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Aus dem Sachverhalt:

Mit Wirkung zum 08.03.2017 schloss er bei der Beklagten einen Vertrag über eine 
Hausratversicherung mit einer Versicherungssumme von 117.000,00 EUR ab. 
Zusätzlich versichert bis zu einer Versicherungssumme von 133.000,00 EUR waren 
zwei Tigerfelle, ein Leopardenfell und (in dieser weiteren Summe enthalten) diverse 
weitere ausgestopfte und präparierte exotische Kleintiere im Wert von 3.500,00 
EUR.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Fortsetzung Sachverhalt:

Am 16.05.2017 erstattete der Kläger bei der Polizei Strafanzeige wegen eines 
Einbruchsdiebstahls in die Mietwohnung und meldete den Einbruch bei der Beklagten. Er 
übersandte der Beklagten in der Folgezeit eine Auflistung mit den angeblich bei dem 
Einbruch entwendeten Sachen und bezifferte den Wert dieser Gegenstände mit über 
100.000,00 EUR. Da die Beklagte weiteren Aufklärungsbedarf hatte, entsandte sie zunächst 
ihren Mitarbeiter Herrn A., der mit dem Einverständnis des Klägers das Gespräch auf 
Tonband aufzeichnete. In diesem Gespräch - wegen der Einzelheiten wird auf die zu den 
Akten gereichte Ablichtung des Gesprächsprotokolls, Bl. 67 ff der Beiakte StA Duisburg 184 
Js 116/18, Bezug genommen - gab der Kläger u.a. an, seine Einkünfte als 
"Vorstandsvorsitzender" der ihm gehörenden Firma "D." zu erzielen. Nur dort, also in den 
M., sei er umsatzsteuerpflichtig, nicht aber in Deutschland. Er wolle seine Einkünfte nicht 
angeben. Seine Einkünfte in Deutschland würden "niemand etwas" angehen.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Fortsetzung Sachverhalt (Rn. 5 f.):

Die Beklagte forderte unter dem 03.07.2017 von dem Kläger schriftlich weitere 
Unterlagen, u.a. eine "Vermögens- und Einkommensaufstellung" an. Der Kläger 
antwortete hierauf mit Schreiben vom 14.07.2017 - .... Das Ansinnen der Beklagten 
sei "eine Frechheit". Er sei nur einkommenssteuerpflichtig, wenn er "über einen 
gewissen Betrag" komme. Des Weiteren würden seine Geschäfte "auch über M." 
laufen. Diesbezüglich verwies er auf das mit Herrn A. geführte Gespräch.

Mit Schreiben vom 20.12.2017 lehnte die Beklagte in der Folgezeit ihre 
Eintrittspflicht unter Hinweis darauf, dass sie das behauptete Ereignis nach Grund 
und Höhe bestreite, ab.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Fortsetzung Sachverhalt (Rn. 7 ): "Vorgeschichte"

Der Kläger ist mit Urteil des Amtsgerichts - Schöffengericht - Ansbach vom 
13.02.2007, Az.: 2 Ls 102 Js 4103/06, u.a. wegen Betruges in 2 Fällen jeweils in 
Tateinheit mit Vortäuschen einer Straftat zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 3 
Jahren und 3 Monaten verurteilt. Dem lag u.a. zugrunde, dass der Kläger sowohl im 
Jahr 2002 als auch im Jahr 2005 einen Einbruchsdiebstahl vortäuschte, indem er 
jeweils die Terrassentür der versicherten Wohnung aufhebelte und die Wohnung 
durchwühlte. Anschließend bezifferte der Kläger jeweils in von ihm erstellten 
Auflistungen den Wert der angeblich entwendeten Gegenstände mit rund 
80.000,00 EUR bzw. mit rund 140.000 EUR. Die Versicherer zahlten Beträge von 
70.000,00 EUR bzw. von 50.000,00 EUR an den Kläger und an dessen damalige 
Lebensgefährtin, die in beiden Fällen Versicherungsnehmerin war, aus.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Fortsetzung Sachverhalt (Rn. 8 ):

Der Kläger hat mit der erhobenen Klage einen Teilbetrag in Höhe von 30.000,00 
EUR geltend gemacht. Im Verlauf des Rechtsstreits erster Instanz hat er eine 
Auflistung eingereicht, aus welcher sich die Reihenfolge der mit der Teilklage 
geltend gemachten Positionen nebst dem jeweiligen Betrag ergibt. Außerdem hat 
er die Klage um einen Betrag von 42.727,38 EUR erweitert und zur Begründung 
geltend gemacht, dass die Werte mehrerer Positionen, die bereits zuvor 
Gegenstand der Teilklage waren, höher seien als bislang angenommen. Hierbei hat 
er - wohl irrtümlich - die Gegenstände mit ihrem ganzen, von ihm behaupteten 
Wert in die Berechnung der Höhe der Klageerweiterung eingestellt anstatt lediglich 
die Differenz.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Fortsetzung Sachverhalt (Rn. 10 ):

Die Beklagte hat bestritten, dass es einen Einbruch und eine Entwendung von 
Gegenständen gegeben habe. Sie hat bestritten, dass der Kläger im Besitz der 
Gegenstände gewesen sei und dass sich diese vor dem behaupteten Einbruch in 
der Wohnung befunden hätten. Es handele sich bei den Gegenständen ohnehin 
nicht um versicherten Hausrat, sondern um Handelsware für den vom Kläger 
betriebenen Trödelmarkt. Der Kläger habe vorsätzlich und arglistig in Kenntnis der 
ihn treffenden Aufklärungsobliegenheit die Angabe zu seinen finanziellen 
Verhältnissen unterlassen und damit auf die Regulierungsentscheidung des 
Versicherers Einfluss genommen. Im Hinblick auf die Klageerweiterung hat die 
Beklagte die Einrede der Verjährung erhoben.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

LG Bochum, Stattgabe Teilgabe 30.000 € nach Beweisaufnahme, im Übrigen 
Abweisung, da "Beutenachweis" nicht geführt, OLG umfassende Klageabweisung 
nach Berufung des Versicherers

Aus den Gründen:

Begründung LG: Dem VN sei der Beweis des äußeren Bildes eines 
bedingungsgemäßen Einbruchdiebstahls gelungen. Zwar greife angesichts der 
rechtskräftigen Verurteilung des Klägers wegen Versicherungsbetruges nicht die 
Redlichkeitsvermutung ein. Der Kläger habe indes den Beweis des äußeren Bildes 
durch Zeugenaussagen und durch die Lichtbildmappe der staatsanwaltlichen 
Ermittlungsakte geführt.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Aus den Gründen:

Begründung LG:

Die Beklagte sei auch nicht wegen vorsätzlicher Verletzung einer 
Aufklärungsobliegenheit im Hinblick auf die finanziellen Verhältnisse des Klägers 
leistungsfrei. Selbst bei Annahme einer verweigerten Auskunft zu einer 
berechtigten Frage betreffend die finanziellen Verhältnisse des Klägers sei 
jedenfalls der Kausalitätsgegenbeweis geführt. Arglistiges Verhalten des Klägers 
lasse sich nicht feststellen. Ohnehin habe der Kläger im weiteren Verlauf die 
Angaben zu seinen Vermögensverhältnissen nachgeholt.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

Aus den Gründen (Beutenachweis):

Der Senat merkt zudem an, dass die Beklagte zu Recht - erhebliche - Zweifel an der 

Richtigkeit und Vollständigkeit der Feststellungen des Landgerichts dazu, dass sich die 

angeblich entwendeten Sachen - zumindest im Wesentlichen (vgl. hierzu BGH, Urteil vom. v. 

18.10.2006, IV ZR 130/05) - tatsächlich unmittelbar vor dem Einbruch in der Wohnung 

befunden haben und nach dem Einbruch nicht mehr vorhanden waren, geltend macht. Keiner 

der von dem Landgericht vernommenen Zeugen hat konkrete Angaben zur Identität der 

Gegenstände im Einzelnen gemacht. Gleiches gilt dafür, dass sich die Gegenstände in der 

Zeit unmittelbar vor dem Einbruch in der Wohnung befunden haben. Anschaffungsbelege aus 

früheren Jahren (wo diese passten und nur dort, hat das Landgericht zugesprochen) aber 

sagen wenig dazu aus, ob die betreffenden Gegenstände in den Tagen (oder auch Wochen) 

vor dem behaupteten Diebstahl (noch) in der Wohnung waren und danach nicht mehr.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen (Rn. 46):

Die Beklagte ist nämlich wegen einer arglistigen, im Übrigen jedenfalls 
vorsätzlichen Obliegenheitsverletzung des Klägers nach § 26 Nr. 3 a) VHB in 
Verbindung mit § 28 VVG leistungsfrei geworden.

Die von der Beklagten angeforderte Vermögens- und Einkommensaufstellung 
war für die Feststellung des Versicherungsfalls und des Umfangs der 
Leistungspflicht der Beklagten sachdienlich und daher zulässig.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, Rn. 50:

Bei der Frage, über welche Tatsachen der Versicherer berechtigt Auskunft verlangen kann, steht ihm ein 

weiter Beurteilungsspielraum zu. Es ist grundsätzlich seine Sache, welche Angaben er zur Ermittlung des 

Sachverhalts für erforderlich hält, um seine Entscheidung über die Leistungspflicht auf ausreichender und 

gesicherter Tatsachengrundlage treffen zu können. Dazu können (gerade auch) bei der 

Hausratsversicherung Fragen nach den Vermögensverhältnissen des Versicherungsnehmers gehören, weil 

sich daraus für den Versicherer Anhaltspunkte ergeben können für den Verdacht einer Vortäuschung, so 

u.a. für den Verdacht, dass Gegenstände nie oder unmittelbar vor dem behaupteten Diebstahl nicht mehr 

vorhanden gewesen sind, oder auch für eine etwaige finanzielle Notlage des Versicherungsnehmers. 

Sachdienlich können auch Fragen nach Umständen sein, die nur mittelbar für die Aufklärung eines 

Schadenfalls von Bedeutung sind, Fragen etwa nach Indiztatsachen, die Rückschlüsse auf die 

Glaubwürdigkeit eines Versicherungsnehmers erlauben

5/13/2025 Versicherungsrecht Aktuell | 2. Quartal 2025 64



Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, Rn. 50 f.:

In diesem Zusammenhang genügt es, dass die vom Versicherungsnehmer 

geforderten Angaben zur Einschätzung des subjektiven Risikos überhaupt dienlich 

sein können, nicht hingegen kommt es darauf an, ob sich die Angaben nach dem 

Ergebnis der Prüfung als für die Frage der Leistungspflicht tatsächlich wesentlich 

erweisen, da die Frage der Erforderlichkeit ex ante zu beurteilen ist
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, Rn. 51 ff.:

Vorliegend hatte die Beklagte ein berechtigtes Interesse an der Aufklärung der 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Klägers. Gerade angesichts der konkreten 
Umstände - u.a. Abschluss des Versicherungsvertrags kurz vor dem behaupteten 
Versicherungsfall, aber auch die Vielzahl und bedeutenden Werte der als gestohlen 
gemeldeten Gegenstände - durfte und konnte sie die geforderten Belege verlangen, um die 
Vortäuschung des Einbruchsdiebstahls prüfen zu können, u.a. um prüfen zu können, ob die 
zahlreichen, wertvollen Gegenstände wohl überhaupt existierten, oder ob womöglich der 
Kläger in einer finanziell angespannten Lage war.

Diesem berechtigten Auskunftsverlangen ist der Kläger nicht nachgekommen. Mit seiner 
Antwort auf das Auskunftsverlangen der Beklagten hat er die Obliegenheit nicht erfüllt. 
Seine Angaben waren ersichtlich äußerst unkonkret und unvollständig.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, Rn. 56:

Zudem, und auch dies schon allein fallentscheidend, ist der Kläger auch dem 
übrigen Auskunftsverlangen der Beklagten nach einer Vermögens- und 
Einkommensaufstellung nicht nachgekommen, sondern hat diese explizit 
verweigert. Sein bloßer Hinweis auf seine Einkünfte in den M. unter Bezugnahme 
auf das mit Herrn A. geführte Gespräch erfüllte das Auskunftsverlangen nicht 
ansatzweise, zumal er gegenüber Herrn A. erklärt hatte, seine Einkünfte nicht 
angeben zu wollen; seine Einkünfte gingen in Deutschland niemanden etwas an
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, zur Arglist Rn. 61:

Er hat zumindest billigend in Kauf genommen, durch seine bewusste und gewollte Verweigerung der Auskunft auf die 
Entscheidung der Beklagten einzuwirken. Er hat die Beklagte absichtlich über seine Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
im Unklaren gelassen. Mit seiner bewussten Verweigerung der Auskunft wollte er erreichen, dass die Beklagte - ohne die 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse, die Möglichkeit der Vortäuschung eines Versicherungsfalls und die Glaubhaftigkeit 
seiner Angaben zur Existenz, Herkunft und Werte der als gestohlen gemeldeten Gegenstände überprüfen zu können - die 
Regulierung vornehmen werde. Ein anderes Motiv ist nicht ersichtlich. Dass Einzelheiten zu seinem Einkommen und seinen 
Vermögensverhältnissen die Beklagte schlicht nichts angehen würden, hat der Kläger zwar seinerzeit gesagt und geschrieben, 
er hat dies, davon ist der Senat nach der Anhörung des Klägers überzeugt, aber selbst nicht angenommen. So hat er im 
Rahmen seiner persönlichen Anhörung vor dem Senat eingeräumt (insofern nicht protokolliert), dass er nicht habe 
offenlegen wollen, dass er Einkünfte aus der Prostitution seiner Lebensgefährtin erzielte. Hiermit hat er eingeräumt, dass er 
"Schwierigkeiten" bei der Regulierung vermeiden wollte, welche sich durch die Offenlegung ergeben würden. Er wollte 
Nachfragen zur Höhe seiner Einkünfte im Interesse einer jedenfalls schnelleren Regulierung verhindern und fürchtete 
(zusätzliche) Indizien gegen seine Redlichkeit.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, Rn. 66 ff:

Da der Kläger arglistig gehandelt hat, kann er sich nicht mit Erfolg darauf berufen, 
dass seine Obliegenheitsverletzung weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
der Beklagten ursächlich gewesen wäre, § 28 III 2 VVG.

Selbst wenn man aber annehmen wollte, dass der Kläger "nur" vorsätzlich und 
nicht arglistig gehandelt hätte, wäre der sogenannte Kausalitätsgegenbeweis nicht 
geführt. Diesen Beweis hat der beweispflichtige Kläger nicht erbracht. Es lässt sich 
nämlich entgegen der Ansicht des Landgerichts nicht ausschließen, dass der 
Beklagten durch die Auskunftsverweigerung des Klägers konkrete Nachteile 
entstanden sind.
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Arglistige Obliegenheitsverletzung durch unzureichende Angaben zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen –

OLG Hamm, Urteil vom 23. August 2024 – I-20 U 221/23 –, juris

aus den Gründen, Rn. 68:

Die Beklagte macht zu Recht geltend, dass sie bei ordnungsgemäßer 
Auskunftserteilung die Existenz der als gestohlen gemeldeten Gegenstände hätte 
näher überprüfen können, sowie, ob der Versicherungsfall vorgetäuscht wurde. Erst 
durch die Auskunftserteilung wäre sie zu der Prüfung in der Lage gewesen, ob die 
finanziellen Verhältnisse des Klägers seiner angeblich hochwertigen "Einrichtung" 
entsprachen oder ob die Verhältnisse so gestaltet waren, dass die Vortäuschung 
eines Einbruchsdiebstahls für den Kläger einen erheblichen finanziellen Vorteil 
bedeutet hätte. All dem ist der Kläger nicht in erheblicher Weise entgegengetreten.
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D&O-Versicherung: Insolvenzantragspflicht

OLG Frankfurt 5.3.2025 – 7 U 134/23, juris Revision ist zugelassen

Ausschluss der wissentlichen Pflichtverletzung

Insolvenzantragspflicht und Masseerhaltungspflicht stellen 
Kardinalpflichten des Geschäftsführers dar, dies wirkt sich auf die 
Darlegungs- und Beweislast aus.
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D&O-Versicherung: Insolvenzantragspflicht
OLG Frankfurt 5.3.2025 – 7 U 134/23, juris Revision ist zugelassen

Sachverhalt:

Geschäftsführer einer insolventen Handwerks-GmbH mit Meistertitel 
im Heizungsbau bzw. der Sanitärtechnik wurde wegen 
Masseschmälerungen vom Insolvenzverwalter in Anspruch genommen.

D&O-Versicherer verweigert Deckung wegen 
wissentlicher Pflichtverletzung.

Geschäftsführer meint die Insolvenzreife nicht erkannt zu haben.

Es lagen wiederholt Rückstände bei den Einzugsstellen und dem 
Finanzamt vor.
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D&O-Versicherung: Insolvenzantragspflicht
OLG Frankfurt 5.3.2025 – 7 U 134/23, juris Revision ist zugelassen

Sachverhalt (Fortsetzung): Wegen säumiger Lohnsteuer, 
Solidaritätszuschlägen, Kirchensteuer, Umsatzsteuer sowie 
Säumniszuschlägen mit Fälligkeit 10.01.2016 bis 10.05.2016 i.H.v. 
30.164,31 € habe das Finanzamt Stadt2 „. die Zwangsvollstreckung 
gegen die Schuldnerin betrieben. Zahlungsunfähigkeit sei zum 
30.06.2017 eingetreten. 

Insolvenzverwalter erwirkte ein Versäumnisurteil über 282.442,09 € 
gegen dem Geschäftsführer und pfändete dessen 
Freistellungsansprüche gegenüber dem D&O-Versicherer.  Dieser 
verweigerte die Zahlung, so dass eine Einziehungsklage geboten war.
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D&O-Versicherung: Insolvenzantragspflicht

Rn. 21: Verwirklicht ist der Ausschluss der wissentlichen Pflichtverletzung dann, wenn ein 
Versicherter eine Pflichtverletzung in dem Bewusstsein der Pflicht und dem Bewusstsein, sich nicht 
pflichtgemäß zu verhalten, begangen hat (vgl. Lange, VersR 2020, S. 588). Darlegungs- und 
beweispflichtig für die Verwirklichung der subjektiven Tatbestandsmerkmale des Risikoausschlusses 
ist der Versicherer. Daraus folgt, dass der Versicherer zunächst einen Sachverhalt vorzutragen hat, 
der auf eine wissentliche Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers hindeutet. Dabei ist der 
Vortrag zusätzlicher Indizien dann entbehrlich, wenn es sich um die Verletzung elementarer 
beruflicher Pflichten handelt, deren Kenntnis nach der Lebenserfahrung bei jedem 
Berufsangehörigen vorausgesetzt werden kann. Jenseits der Fälle der Verletzung von beruflichen 
Kardinalpflichten, in denen vom äußeren Geschehensablauf und dem Ausmaß des objektiven 
Pflichtverstoßes auf innere Vorgänge geschlossen werden kann, ist es Aufgabe des beweispflichtigen 
Versicherers, Anknüpfungstatsachen vorzutragen, die als schlüssige Indizien für eine wissentliche 
Pflichtverletzung betrachtet werden können. Erst wenn dies geschehen ist, obliegt es dem 
Versicherungsnehmer im Rahmen seiner sekundären Darlegungslast, Umstände aufzuzeigen, warum 
die vorgetragenen Indizien den Schluss auf eine wissentliche Pflichtverletzung nicht zulassen (vgl. 
BGH, Urt. v. 17.12.2014 - IV ZR 90/13, juris; OLG Frankfurt, Urt. v. 6.7.2022 - 7 U 147/20, r+s 2022, 
503 Rn. 37, insoweit zustimmend Fortmann, jurisPR-VersR 8/2022 Anm. 2).
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D&O-Versicherung: Insolvenzantragspflicht

Rn. 22: 

Der Geschäftsführer der Insolvenzschuldnerin hat vorliegend eine Kardinalpflicht verletzt, 
da er bei Eintritt der Insolvenzreife keinen Insolvenzantrag stellte und die Geschäfte 
weiterführte. Die Insolvenzantragspflicht nach Eintritt der Insolvenzreife ist eine 
Kardinalpflicht. Grundsätzlich setzt die Annahme einer Kardinalpflichtverletzung voraus, 
dass die von dem Versicherten verletzte Norm zu den zentralen, fundamentalen 
Grundregeln einer bestimmten Regelungsmaterie gehört. Zu solchen Kardinalpflichten, in 
denen vom äußeren Geschehensablauf und dem Ausmaß des objektiven Pflichtverstoßes 
auf innere Vorgänge geschlossen werden kann, zählt auch die Pflicht eines Vorstands, 
Geschäftsführers, Aufsichtsrats oder leitenden Angestellten, weder sich noch Dritten aus 
dem Unternehmensvermögen Vorteile zu gewähren, auf die kein Anspruch besteht, das 
Unternehmensvermögen nicht für unternehmensfremde Zwecke zu verwenden sowie die 
Pflicht, bei Insolvenzreife rechtzeitig Insolvenzantrag zu stellen.

Rn. 23

Zum Elementarwissen eines Geschäftsführers gehört ferner die Vergewisserung über die 
wirtschaftliche Lage der Gesellschaft sowie die eingehende Prüfung der Insolvenzreife.
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Anfechtung des Cyber-Versicherungsvertrags wegen falscher Angaben zur Update-
Installation

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 14. Oktober 2024 – 16 U 63/24 –, juris

LG Kiel hat Klage abgewiesen, das OLG diese bestätigt

Aus dem Sachverhalt:

Die Klägerin betreibt in Norddeutschland an 16 Standorten einen Holzgroßhandel mit der Möglichkeit einer 
online-Bestellung für Ihre ausschließlich gewerblichen Kunden. Zum Betrieb des Workshops wurde ein Web-
SQL-Server mit dem Betriebssystem Windows 2008 eingesetzt, für den seit Januar 2020 kein Software- und 
Sicherheitsupdate mehr bereitgestellt wurde; der Support und damit die Zusatzfunktionen für dieses 
Programm endeten bereits 2015, einen vom Hersteller angebotenen erweiterten Support- und Update-Vertrag 
hatte die Klägerin nicht abgeschlossen. Der Server verfügte auch weder über einen Virenscanner noch eine 
Antiviren-Software. Außerdem wurden mit einem Windows 2003-Betriebssystem neben einem Fax-Server zwei 
weitere Rechner als Speicherplatz eingesetzt, auf denen die (rund 400) Arbeitsplatzrechner im Betrieb der 
Klägerin zugreifen konnten; diese Server verfügten ebenfalls nicht über einen Virenscanner. Schließlich befand 
sich einer der beiden im Unternehmen (alternativ) eingesetzten Domain-Controller DC 09, die der zentralen 
Authentifizierung von Rechnern und Benutzern im Netz der Klägerin dienten, im Auslieferungszustand vom 
März 2019, war also seither ohne Aktualisierung oder Sicherheitsupdates geblieben.
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LG Kiel hat Klage abgewiesen, das OLG diese bestätigt

Aus dem Sachverhalt Rn 3 ff.

Zum 12. März 2020 schloss die Klägerin eine Cyber-Versicherung bei der Beklagten ab, die hierbei von 
der C. als Assekuradeurin vertreten wurde. Im online-Portal der C. waren für eine von der Klägerin 
abzugebende Invitatio u.a. folgende sog. Risikofragen zu beantworten:

3. alle stationären und mobilen Arbeitsrechner sind mit aktueller Software zur Erkennung und 
Vermeidung von Schadsoftware ausgestattet.

4. verfügbare Sicherheit Updates werden ohne schuldhaftes Zögern durchgeführt, und für die Software, 
die für den Betrieb des IT-Systems erforderlich ist, werden lediglich Produkte eingesetzt, für die vom 
Hersteller Sicherheitsupdates bereitgestellt werden (dies betrifft v.a. Betriebssysteme, Virenscanner, 
Firewall, Router, NAS-Systeme).

Der Zeuge J., Leiter der fünfköpfigen IT-Abteilung der Klägerin, der für diese unter Beteiligung der (mit 
der C. kooperierenden) Assekuranzmaklerin B. Ba. die Invitatio abgab, bejahte das jeweils.

5/13/2025 Versicherungsrecht Aktuell | 2. Quartal 2025 77



Anfechtung des Cyber-Versicherungsvertrags wegen falscher Angaben zur Update-Installation

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 14. Oktober 2024 – 16 
U 63/24 –, juris

Aus dem Sachverhalt Rn. 3 ff.

Am 10. Oktober 2020 kam es bei der Klägerin zu einem Hackerangriff, bei 

dem Schadsoftware eingeschleust wurde. Ihr IT-System wurde danach 

heruntergefahren. Die von ihr in Anspruch genommene Beklagte erklärte 

nach einer forensischen Analyse (Anlage 2 mit u.a. den eingangs 

dargestellten Ergebnissen zum Status der genannten Rechner) den Rücktritt 

vom Vertrag und ihre Leistungsfreiheit; mit der Klageerwiderung vom 18. 

August 2021 hat sie zudem die Anfechtung wegen arglistiger Täuschung 
erklärt (Bl. 91 LGA).
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Aus den Gründen (Rn. 33 ff.):

Für die Anfechtbarkeit kommt es – mit dem Landgericht (U 11) und entgegen der 
Berufung – nicht darauf an, ob die Risikofragen der Klägerin im Sinne von §§ 19 
Abs. 1 Satz 1 VVG, 126 b BGB förmlich in Textform gestellt worden sind. Schon 
unerfragt gemachte falsche Angaben vermögen eine arglistige Täuschung zu 
begründen (vgl. nur Langheid/Wandt-Bußmann, VVG, Kommentar, 3. Auflage, § 22 
Rn. 18 m.w.N.). Erst recht kann die Falschbeantwortung nur mündlicher, aber tatsächlich 
gestellter Fragen eine arglistige Täuschung auslösen (Langheid/Wandt-Bußmann, ebd. 
Rn. 19 m.w.N.). Das muss entsprechend umso mehr gelten, wenn die Fragen wie hier 
nicht nur mündlich, sondern genau ausformuliert in einer lesbaren Form gestellt worden 
sind.
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Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 14. Oktober 2024 – 16 
U 63/24 –, juris

Aus den Gründen (Rn. 33 ff.):

Für die Arglistanfechtung bedarf es auch nicht eines ordnungsgemäßen, 
textförmigen Hinweises über die Folgen unrichtiger Antragsangaben 
gemäß § 15 Abs. 5 VVG (vgl. BGH, Urteil vom 12. März 2014, IV ZR 
306/13, VersR 2014, 565, Rn. 9ff. bei juris).
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Aus den Gründen (Rn. 38 ff.):

Die Frage Nr. 3, ob

alle stationären und mobilen Arbeitsrechner mit aktueller Software zur Erkennung 
und Vermeidung von Schadsoftware ausgestattet sind,

bezieht sich, wie das Landgericht (U 12f.) zutreffend befunden und begründet 
hat, nach dem maßgeblichen Verständnis eines durchschnittlichen 
Versicherungsnehmers – hier nach der Art der Versicherung (vgl. BGH, Urteil 
vom 21. April 2010, IV ZR 308/07, juris, Rn. 12) also eines kaufmännischen, 
umfassend im online-Geschäft tätigen Unternehmers – ersichtlich auf den 
aktuellen Virenschutz-Status aller Rechner, die in dem Netzwerk des Betriebes 
Funktionen ausüben und in diesem Sinne „arbeiten“.
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Aus den Gründen (Rn. 38 ff.):

Mit Rücksicht darauf, dass nach allen stationären und mobilen Rechnern gefragt wird und 
auch im Hinblick auf den abgefragten Schutz gegen Angriffe von außen nicht im mindesten 
einleuchtet, warum Server von dieser Abfrage ausgeschlossen sein sollten, ist die Annahme 
abwegig, dass mit „Arbeitsrechnern“ nur „Arbeitsplatzrechner“ gemeint gewesen sein 
könnten, und tatsächlich ist auch gar nicht ersichtlich, dass der Zeuge J. (vgl. seine 
bemerkenswert ehrliche Aussage zu Protokoll vom 28. Februar 2029, S. 3ff., Bl. 387ff. LGA) 
die Frage anders verstanden und deshalb so wie erfolgt beantwortet hätte. 
Dementsprechend lässt sich Gegenteiliges auch nicht aus dem Glossar im Teil D des 
Versicherungsvertrages entnehmen, auch wenn dort der Begriff des IT-Systems 
umschrieben wird. Eine zwingende Definition des hier maßgebenden Begriffs des 
„Arbeitsrechners“ ist nicht enthalten, so dass es noch nicht einmal darauf ankommt, dass 
dem Zeugen J. der Vertragstext mit dem Glossar bei Beantwortung der Risikofragen noch 
gar nicht vorlag und daher seine Vorstellung auch nicht hat prägen können 
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Aus den Gründen (Rn. 38 ff.):

Die Frage ist mit dem unmissverständlichen Wortlaut der Ausstattung aller 

Rechner mit aktueller Software auch im Hinblick auf das von der Klägerin in der 

Berufung noch aufgemachte Problem eindeutig, ob die entsprechende Software 

auf dem Arbeitsrechner selbst installiert sein muss oder ob auch eine Verteilung 

von Updates über einen Managementserver ausreichend sein könne. Gemeint ist 

in der maßgeblichen Perspektive nicht die technische Form der Umsetzung, 

sondern vielmehr, ob alle Rechner praktisch über einen aktuellen Virenschutz 

verfügen, und auch insoweit ist nicht zu erkennen, dass der Zeuge J. das anders 

verstanden haben könnte.
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Aus den Gründen (Rn. 38 ff.):

bb)

Gleichermaßen eindeutig ist die Frage Nr. 4, ob

verfügbare Sicherheitsupdates ohne schuldhaftes Zögern durchgeführt werden, und ob 
für die Software, die für den Betrieb des IT-Systems erforderlich ist, lediglich Produkte 
eingesetzt werden, für die vom Hersteller Sicherheitsupdates bereitgestellt werden (dies 
betrifft v.a. Betriebssysteme, Virenscanner, Firewall, Router, NAS-Systeme).

Sie zielt ersichtlich darauf, ob sichergestellt ist, dass die im Netz des Unternehmens 
verwendete Software mit Herstellerprodukten auf dem neuesten Stand gehalten wird.
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aus den Gründen (Rn. 38 ff.):

Die Frage ist zunächst nicht im Hinblick darauf unklar, dass nicht näher definiert wird, binnen 
welcher Zeit die Durchführung eines Sicherheitsupdates noch als rechtzeitig angesehen werden 
kann. Ein Kaufmann, der wie die Klägerin sein Geschäft mit einem verzweigten IT-System zu 
mindestens weiten Teilen online betreibt und deshalb um die Gefahr von Cyber-Angriffen wissen 
muss, wird sich, wenn er im Zusammenhang mit dem Abschluss einer Cyber-Versicherung danach 
gefragt wird, ob Updates ohne schuldhaftes Zögern durchgeführt werden, verstehen, dass damit die 
Erwartung verbunden ist, dass diese Updates so zügig durchgeführt werden, wie das bei der 
Betreuung durch mindestens einen IT-Spezialisten (gemäß Frage Nr. 1) nach den betrieblichen 
Gegebenheiten möglich und angezeigt ist. Und erneut erschließt sich nicht ansatzweise, dass der 
Zeuge J. das anders verstanden haben könnte (im Übrigen auch nicht, was das an der noch zu 
erörternden Falschbeantwortung in Bezug auf Server, die tatsächlich zum Zeitpunkt der Invitatio 
schon seit längerem keine Updates mehr erhalten hatten, sollte ändern können).
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Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 14. Oktober 2024 – 16 
U 63/24 –, juris, aus den Gründen (Rn. 60.):

Unter diesen Umständen liegt praktisch auf der Hand, dass der Zeuge J. tatsächlich über den 

aktuellen Zustand des IT-Systems im Hinblick auf Virenschutz und Software-Aktualisierung nichts 

Genaues wusste. Er hat demgemäß wahrheitsgemäß auch selbst angegeben, dass ihm „die 

Einzelheiten nicht so bekannt“ waren (Protokoll vom 28. Februar 2024, S. 10, Bl. 394 LGA) Er hätte 

demgemäß auf die Fragen zu solchen Einzelheiten redlicherweise nur mit „weiß nicht genau“ oder 

„glaube schon“ antworten dürfen, nicht aber jeweils mit einem glatten „Ja“, das der Beklagten eine 

verantwortete Bestätigung aufgrund erwartbarer Routinen und naheliegender 

Überprüfungsmöglichkeiten suggerieren musste. Die glatte und umstandslose Bejahung der Fragen 

stellt sich als eine jeweilige Erklärung ins Blaue hinein dar.
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Aus den Gründen (Rn. 65.) zur Kausalität der Täuschung für den Vertragsschluss:

Der (dem Versicherer obliegende) Beweis kann prima facie geführt werden (vgl. nur 
Prölss/Martin-Armbrüster, § 22 Rn. 46 m.w.N.). Dazu bedarf es entgegen der Rüge 
der Berufung keines Aufweises der Annahmerichtlinien der Beklagten. Das ist 
entbehrlich, wenn die Erheblichkeit der erfragten Umstände auf der Hand liegt (vgl. 
statt aller nur etwa Prölss/Martin-Armbrüster, a.a.O., § 19 Rn. 5 m.w.N.). So liegt es 
hier.

5/13/2025 Versicherungsrecht Aktuell | 2. Quartal 2025 87



Anfechtung des Cyber-Versicherungsvertrags wegen falscher Angaben zur Update-Installation

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 14. Oktober 2024 – 16 U 
63/24 –, juris, aus den Gründen (Rn. 69):

Vorliegend hat die Klägerin den Zeugen J. als ihren Vertreter eingesetzt. Die von ihm 
angegebenen Willens- und Wissenserklärungen wirken daher für und gegen sie. Der Zeuge ist 
deshalb auch nicht als Dritter i. S. v. § 123 Abs. 2 BGB einzuordnen (vgl. st. Rspr. seit RGZ 72, 
133 (135 ff.); 61, 207 (212); MüKoBGB/Armbrüster, 9. Auflage, § 123 Rn. 72), so dass die 
Beklagte den Versicherungsvertrag nach § 123 Abs. 1 BGB anfechten kann. Etwas anderes folgt 
entgegen der Berufung auch nicht aus Teil D Nr. 338 der Bedingungen. Bei der dortigen 
Bestimmung des Repräsentanten im Teil D, Glossar, handelt es sich schon nicht um eine 
Klausel, sondern eine bloße Begriffsdefinition, auf die die Bedingungen bei einzelnen Klauseln 
Bezug nehmen, wenn sie den Begriff verwenden. Eine (§ 166 Abs. 1 BGB abändernde) 
Regelung, dass die Beklagte beim Vertragsschluss nur Erklärungen des GmbH-
Geschäftsführers für beachtlich erachten wolle, enthalten die – ohnehin erst mit Vertragsschluss 
verbindlichen – Bedingungen nicht. Darauf, dass sich nicht erschließt, wie unter der Geltung 
einer solchen „Repräsentanten-Regel“, nach der nur Geschäftsführerhandeln zählte, überhaupt 
vom Zustandekommen des Vertrags mit dem Zeugen J. als Vertreter sollte ausgegangen 
werden können, kommt es nicht einmal mehr an.
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Beratung nach DIN-Norm 77230

Deutsches Institut für Normung e.V.  (DIN)

DIN–Norm ≠ Rechtsnorm

Rechtsprechung des VI. Zivilsenats

§ 276 Abs. 2 BGB:  „im Verkehr erforderliche Sorgfalt“.

Reiff VersR 2024, 1313 ff. u. 1507 ff. 
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Inhalt: Rangfolge, nach der bei einem Privathaushalt die Themen 

• Absicherung, 

• Vorsorge und 

• Vermögensplanung 

dargestellt und mit Orientierungsgrößen versehen werden sollen.

Reiff VersR 2024, 1313 ff. u. 1507 ff. 
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5 Rangfolge folgt 4 Prinzipien:

1. Gegenwärtige vor zukünftigen Risiken

2. Hohe existenzbedrohende vor Risiken mit niedrigen wirtschaftlichen Auswirkungen

3. Unvermeidbare vor vermeidbaren Risiken

4. Versicherungspflichtige vor nicht versicherungspflichtigen Risiken

Reiff VersR 2024, 1313 ff. u. 1507 ff. 
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Rangliste enthält 42 Positionen:

1.          Krankheit ~ Vorsorge

2.         Allgemeine Haftungsrisiken ~ Absicherung

3. – 5. Arbeitskraftverlust ~ Vorsorge

6.    Pflegebedürftigkeit

7. Finanzielle Einbußen bei Todesfall

8. - 17. Spezielle Haftungsrisiken

18.   Kurzfristige Zahlungsunfähigkeit

Reiff VersR 2024, 1313 ff. u. 1507 ff. 
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Auswirkung auf die Haftung aus § 63 VVG

Was verlangt § 61 Abs. 1 VVG?

• Fragen
• Beraten
• Begründen
• Dokumentieren

Reiff VersR 2024, 1313 ff. u. 1507 ff. 
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Aktuelle Entwicklungen im Versicherungsrecht 2025

21. November 2025

Richter am BGH Sascha Piontek
Chief Legal Officer Andreas Heinsen
FA VersR Oliver Klaus-Weidenbach
Managing Director Philipp Mayer
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